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Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften  
Nördliche Lenbachstraße (Stgt 297) im Stadtbezirk Stuttgart-Nord  
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
nach § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom 21. März 2022 und der Frist von einem Mo-
nat durchgeführt. 
 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Stadt Kornwestheim 
(Schreiben vom 21. März 2022) 
 
Gegenüber der geplanten Aufstellung 
des o.g. Bebauungsplans bestehen 
von Seiten der Stadt Kornwestheim 
keine Anregungen oder Bedenken. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren 
ist nicht erforderlich. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
 

--- 

Stadt Korntal-Münchingen 
(Schreiben vom 21. März 2022) 
 
Die Belange der Stadt Korntal-Mün-
chingen werden durch die o. g. Pla-
nung nicht berührt. Es sind somit von 
unserer Seite keine Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen. Eine Beteili-
gung der Stadt Korntal-Münchingen 
am weiteren Verfahren ist nicht erfor-
derlich. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
 

--- 

Stadt Ditzingen 
(Schreiben vom 22. März 2022) 
 
Die Belange der Stadt Ditzingen wer-
den durch die o.g. Planung nicht be-
rührt. Es sind somit von unserer Seite 
keine Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
 

--- 

Landeshauptstadt Stuttgart –  
Liegenschaftsamt Landwirtschaft/ 
Grundstücksverkehr 
(Schreiben vom 22. März 2022) 
 
Auf unsere Stellungnahme vom 
12.12.2019 wird verwiesen. Der Au-
ßenbereich ist laut vorliegender Unter-
lagen vom Vorhaben nicht berührt, 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

dementsprechend sind auch keine 
weiteren landwirtschaftlichen Belange 
betroffen. Eine Beteiligung des TÖB 
Landwirtschaft im weiteren Verfahren 
ist nicht notwendig, sofern sich die 
Festlegungen und Maßnahmen nur 
auf das bezeichnete Gebiet beziehen. 
Aus Sicht der Landwirtschaft bestehen 
keine Bedenken hinsichtlich des o.g. 
Bebauungsplanes. 
 

Landeshauptstadt Stuttgart –  
Gesundheitsamt 
(Schreiben vom 29. März 2022) 
 
Auf Grund der im nordöstlichen Plan-
gebiet vorhandenen Lärmbelastung 
durch den Straßenverkehr und der da-
mit verbundenen teilweisen Über-
schreitung der Orientierungswerte 
nach DIN 18005 sowohl tagsüber (45 
dB(A)) als auch nachts (35 dB(A)) für 
Pflegenutzungen sind passive Lärm-
schutzmaßnahmen empfehlenswert. 
Darüber hinaus sind hinsichtlich der 
Überschreitungen der schalltechni-
schen Anforderungen an den geplan-
ten Gebäuden mögliche Lärmschutz-
maßnahmen im nachfolgenden 
Baugenehmigungsverfahren zu erbrin-
gen und nachzuweisen. Erheblich 
nachteilige Wirkungen sind nicht zu 
erwarten. Keine Einwände. 
 
Um weitere Beteiligung am Verfahren 
wird gebeten. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde entsprechend verfahren. 
 

 
 
 
 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja 

Regierungspräsidium Freiburg -
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau 
(Schreiben vom 29. März 2022) 
 
Geotechnik  
Das LGRB weist darauf hin, dass im 
Anhörungsverfahren des LGRB als 
Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter 
Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
ingenieurgeologisches Übersichts-gut-

 
 
 
 
 
 
Im Textteil des Bebauungsplans 
wurde ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 
 

 
 
 
 
 
 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

achten, Baugrundgutachten oder geo-
technischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im Ver-
antwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros.  
Andernfalls empfiehlt das LGRB die 
Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungs-
plan: Das Plangebiet befindet sich auf 
Grundlage der am LGRB vorhande-
nen Geodaten (einschließlich der Bau-
grundkarte von Stuttgart) im Verbrei-
tungsbereich von Gesteinen der 
Steigerwald-Formation (Untere Bunte 
Mergel) und der Hassberge-Formation 
(Kieselsandstein). Diese werden von 
weniger als 3 m mächtigen quartären 
Lockergesteinen überdeckt. 
 
Mit einem oberflächennahen saisona-
len Schwinden (bei Austrocknung) und 
Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-
rungsbodens sowie mit Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. 
nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
ist zu rechnen. Verkarstungserschei-
nungen (offene oder lehmerfüllte Spal-
ten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Sollte eine Versicke-
rung der anfallenden Oberflächenwäs-
ser geplant bzw. wasserwirtschaftlich 
zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines entspre-
chenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. 
Wegen der Gefahr einer Verschlechte-
rung der Baugrundeigenschaften so-
wie ggf. von Sulfatgesteinslösung im 
Untergrund sollte von der Errichtung 
technischer Versickerungsanlagen (z. 
B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mul-
den-Rigolen-Systeme zur Versicke-
rung) Abstand genommen werden. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen 
im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-
ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Gründungshorizonts, zum Grundwas-
ser, zur Baugrubensicherung, bei An-
treffen verkarstungsbedingter Fehlstel-
len wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte 
Spalten) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein priva-
tes Ingenieurbüro empfohlen.  
 
Grundwasser  
Das Plangebiet liegt außerhalb eines 
bestehenden oder geplanten Wasser-
schutzgebiets. Nach der Rechtsver-
ordnung zum Schutz der staatlich an-
erkannten Heilquellen in Stuttgart- 
Bad Cannstatt und Stuttgart-Berg vom 
11.06.2002 liegt das Plangebiet in der 
Außenzone des Heilquellenschutzge-
biets. Hierauf ist im Textteil des Be-
bauungsplans bereits hingewiesen. 
 

 
Kenntnisnahme. 

 
--- 

Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom 12. April 2022) 
 
Der Planung stehen keine Ziele der 
Regionalplanung entgegen. 
 
 
Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes ein Exemplar 
der Planunterlagen, möglichst in digi-
taler Form (an: planung@region- 
stuttgart.org), zu überlassen. 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Es wird entsprechend verfahren. 
 

 
 
 

--- 
 
 
 

ja 
 
 

Amt für Umweltschutz 
(Schreiben vom 19. April 2022) 
 
Naturschutz 
Bei der Umsetzung des Bebauungs-
plans sind beim Abriss der Gebäude 
artenschutzrechtliche Belange betrof-
fen. Im Textteil sind Maßnahmen 
hierzu unter Kap. 1.11 festgesetzt. Der 
Abschnitt „CEF-Maßnahmen (Arten-
schutz)“ (S. 3) ist folgendermaßen zu 
ergänzen: 
„Vor Abriss der Gebäude sind 4 Mehr-
fachnistkästen für den Haussperling 
(Sperlingshäuser) an fachlich geeigne-

 
 
 
 
Die textlichen Festsetzungen wurden 
in den Hinweisen entsprechend ak-
tualisiert. 
 
Die Regelung über den Vollzug der 
Artenschutzmaßnahmen erfolgt im 
nachgelagerten Baugenehmigungs-
verfahren. 
 
 
 
 

 
 
 
 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

ten Standorten in der Fläche für Ge-
meinbedarf (GB) an den Neubauten 
anzubringen und dauerhaft zu erhal-
ten. 
Vor Abriss der Gebäude sind 5 Fleder-
mausnistkästen an fachlich geeigne-
ten Standorten in der Fläche für Ge-
meinbedarf (GB) an den Neubauten 
anzubringen und dauerhaft 
zu erhalten.“  
 
Es ist zu beachten, dass insgesamt 
als CEF-Maßnahme aufgrund der Ein-
zelnachweise an verschiedenen Stel-
len für Fledermäuse 8 Quartiere vor-
gezogen anzubringen sind; für 
Haussperlinge sind 12 Niststätten not-
wendig. 
 
Des Weiteren ist im Textteil unter Hin-
weisen folgender Satz zu ergänzen: 
„Für eine funktionale Kompensation 
gebäudebewohnender Vogelarten ist 
die Anbringung von 8 Kästen für den 
Hausrotschwanz an den Neubauten 
erforderlich.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Textteil des Bebauungsplans 
wurde ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja 
 

In der Begründung sind aus fachlicher 
Sicht die Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen des artenschutz-
rechtlichen Gutachtens (S. 21-22) um 
folgenden Punkt zu ergänzen: 
- „Im Falle von Bauarbeiten im West-
teil des Gebiets sind Maßnahmen ge-
gen eine Einwanderung von Mauerei-
dechsen ins Baufeld sowie zur Tö-
tungsvermeidung erforderlich. 
Diese müssen zumindest die Errich-
tung eines Reptilienschutzzaunes 
entlang der als Mauereidechsenhabi-
tat eingestuften Böschung am West-
rand des Gebiets umfassen. Bei Ein-
griffen in das Mauereidechsenhabitat 
ist eine Betroffenheit von § 44 Abs. 1 
wahrscheinlich und es sind Maßnah-
men zu ergreifen, die mit der unteren 
Naturschutzbehörde vorab abzustim-
men sind.“ 
 

Die Begründung wurde entspre-
chend aktualisiert. 
 
Aufgrund von Anregungen aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 
Abs. 2 BauGB), die im Zeitraum von 
April bis Mai 2023 stattfand, wurde 
im Sommer 2023 eine Plausibilisie-
rung der Bestandserfassung der 
Mauereidechse durchgeführt. 
 Gegenüber den Erfassungen im 
Jahr 2018 hat sich der Bestand der 
Mauereidechse und deren Verbrei-
tung im Plangebiet deutlich verän-
dert. Damit hat sich im Plangebiet 
ein Bestand an Mauereidechsen 
etabliert, für den eine Nutzung der 
gesamten Freiflächen einschließlich 
des unmittelbaren Nahbereichs der 
Gebäude anzunehmen ist. Diese Si-
tuation spiegelt vergleichbare Ent-
wicklungen in anderen Stadtteilen 
Stuttgarts der vergangenen Jahre 
wieder. 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Es ist vorgesehen, das jeweilige 
Baufeld vor Beginn der Baumaßnah-
men mittels reptiliensicheren Rück-
wanderungszäunen abzusichern und 
die Tiere bei geeigneter Witterung im 
Zeitraum März bis Ende September 
auf dem Baufeld abzufangen und auf 
die öffentliche Grünfläche im Plange-
biet zu verbringen. Hierfür wurde 
beim Regierungspräsidium Stuttgart 
ein Antrag auf Inaussichtstellung der 
artenschutzrechtlichen Ausnahme (§ 
45 Abs. 7 BNatSchG) von den Vor-
schriften für besonders und streng 
geschützte Tierarten (§ 44 
BNatSchG) für die Art Mauerei-
dechse für den Vollzug des Plans 
eingereicht, der mit Bescheid vom 
15. März 2024 bewilligt wurde. 
 
Im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahren wird ein Antrag auf Ertei-
lung der für das Bauvorhaben erfor-
derlichen artenschutzrechtlichen 
Ausnahme eingereicht. Artenschutz-
rechtliche Vorschriften stehen daher 
dem Vollzug des Bebauungsplans 
nicht entgegen. 
 

Bodenschutz 
Es sind keine erheblichen Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Boden zu er-
warten. In Kapitel 7.5 der Begründung 
wird für die Bilanzierung nach BOKS 
(Bodenschutzkonzept 
Stuttgart) ein Verlust von 0,5 Bodenin-
dexpunkten (BX) angegeben. Dieser 
Wert kann nicht nachvollzogen wer-
den und stammt nicht vom Amt für 
Umweltschutz. 
 
Die Bilanzierung gemäß BOKS ergab 
einen Verlust von 1,34 BX. 
 
Bodenindex Bestand: 2,97 BX 
Bodenindex Planung: 1,63 BX 
Bodenindex Verlust: 1,34 BX 
 

 
Die Begründung wurde entspre-
chend aktualisiert. 
 

 
ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Immissionsschutz 
Bezüglich der Tiefgaragenzufahrt und 
der Anlieferungszone ist zu beachten, 
dass die Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm eingehalten werden müssen. Die 
Zufahrt muss auf kürzestem Weg von 
der öffentlich gewidmeten Straße in ei-
nen vollständig eingehausten 
Bereich erfolgen. Aus unserer Sicht 
müssen bei der Berechnung der 
Lärmemissionen der Tiefgarage auch 
die Fahrbewegungen der privaten 
Stellplätze berücksichtigt werden, 
da das Urteil des VGH Mannheim vom 
11.12.2013 Az.: 3 S 1964/13 nicht auf 
diesen Einzelfall übertragen werden 
kann. Für den Bereich der Anliefer-
zone und der Tiefgaragenzufahrt 
empfehlen wir an den betroffenen 
Fassaden mit Überschreitung der Im-
missionsrichtwerte keine sensiblen 
Nutzungen wie Pflegezimmer oder 
Wohnnutzungen vorzusehen. 
Im Bereich der Fläche für Gemeinbe-
darf gelten entsprechend dem Umfeld 
von reinen Wohngebieten folgende 
Immissionsrichtwerte: 
Maßgebliche Immissionsorte Immissi-
onsrichtwert tags nachts 
Pflegezimmer 45 dB(A) 35 dB(A) 
Sonstige schutzbedürftige Räume 50 
dB(A) 35 dB(A) 
 

 
Gemäß der schalltechnischen Unter-
suchung (BS Ingenieure vom 
05.07.2021) wurden im Rahmen von 
ergänzenden Berechnungen infor-
mativ auch die Beurteilungspegel 
außerhalb des Bebauungsplange-
biets ermittelt, die zusätzlich zu den 
gewerblich bedingten Immissionen 
die Pkw-Fahrten der Wohnnutzun-
gen berücksichtigen. 
Dabei wird an der Bestandsbebau-
ung tags maximal ein Beurteilungs-
pegel von 46,6 dB(A) und nachts 
von 34,9 dB(A) erreicht. Der Richt-
wert für Reine Wohngebiete von 50 
dB(A) tags und 35 dB(A) nachts ist 
somit auch mit Berücksichtigung der 
Pkw-Fahrten der Wohnnutzungen 
weiterhin unterschritten. 
 
Bei den Beurteilungspegel innerhalb 
des Bebauungsplangebiets zeigt 
sich, dass insbesondere an der Ost-
fassade im Bereich der TG Zu- und 
Ausfahrt Überschreitungen der 
Richtwerte für Pflege in den Zeitbe-
reichen tags und nachts zu erwarten 
sind. Der Bebauungsplan lässt des-
halb vorsorglich Überdachungen im 
nördlichen und östlichen Bereich des 
Baufensters zu. Die Überdachungen 
dienen als mögliche Lärmschutz-
maßnahmen.  
Im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahren sind die schalltechnischen 
Anforderungen endgültig zu klären.  
 

 
ja 

Stadtklima und Lufthygiene 
Im Dokument der Begründung sind 
auf Seite 16 unter „Dachbegrünung“ 
folgende Sätze zu streichen: 
„… Aufgrund des geplanten Energie-
konzeptes kann in den Gebieten GB 
und WR1 bei Verwendung von soge-
nannten PVTKollektoren auf eine 
Dachbegrünung verzichtet werden 
(siehe Ziffer 4, Ver-und Entsorgung, 
Energiekonzept). Die Kombination von 

 
Das mit der Verwaltung abgestimmte 
Energiekonzept für das Plangebiet 
sieht eine regenerative Wärmever-
sorgung auf Basis von Umwelt-
wärme vor, die über Solarhybrid-Kol-
lektoren (PVT) in Kombination mit ei-
nem erdverlegten Eisspeicher und 
einer Wärmepumpe erschlossen 
wird. 
 
Der Vorteil der PVT-Kollektoren liegt 
in ihrem Doppelnutzen, da neben 

 
teilweise 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

PVT-Kollektoren mit einer Dachbegrü-
nung ist technisch nicht möglich, so-
dass die Dachflächen mit PVT-Kollekt-
oren ein bekiestes Dach erhalten wer-
den.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Elektroenergie aus der Solarstrah-
lung gleichzeitig auch Wärmeenergie 
über rückseitig an den PV-Modulen 
angebrachte Luftkollektoren nutzbar 
gemacht wird, ohne dass dafür zu-
sätzlicher Platzbedarf entsteht. Über 
die sich ergebende Kühlung der PV-
Module wird deren Wirkungsgrad zu-
dem erhöht. Um einen möglichst op-
timalen Wärmeübergang zwischen 
der Umgebungsluft und den Kollekt-
oren sicherzustellen, muss sich un-
ter diesen eine freie Luftströmung 
ausbilden können.  
 
In Kombination mit einer Dachbegrü-
nung ist zu erwarten, dass sich, ins-
besondere auch durch die vollstän-
dige Verschattung und Kondensatbil-
dung unter den Kollektoren, Be-
wuchs ausbildet, der bis in die Luft-
kollektoren vordringt. Dieser würde 
zum einen die Luftströmung behin-
dern und zum anderen die für die 
Wartung notwendigen Sichtkontrol-
len erschweren. Ein Rückschnitt der 
Dachbegrünung unter den Kollekt-
oren ist nicht möglich, da die Auf-
ständerung aufgrund des Gewichts 
der Kollektoren (ca. 40 kg/ Modul) 
ausschließlich bodennah erfolgen 
kann. Zudem würden die Kollektoren 
bei einer Bewirtschaftung ver-
schmutzen und es könnte zu Lecka-
gen infolge von Beschädigungen 
kommen. 
 
Die Lage des Quartiers bedingt, 
dass keine alternative Wärmequelle 
(Erdwärme, Grundwasser, etc.) für 
die regenerative Wärmeversorgung 
zur Verfügung steht . Würden an-
dere Luft-Wärmetauscher für die 
Wärmepumpe zum Einsatz kommen, 
müssten diese platzbedingt ebenfalls 
auf dem Dach positioniert werden, 
wodurch sich die für PV-Module und 
Begrünung nutzbare Fläche verrin-
gern würde. 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

In der frühzeitigen Beteiligung wurde 
ausgeführt, dass den klimatischen Be-
langen im weiteren Verfahren beson-
dere Beachtung zugutekommt. Von ei-
ner Umsetzung dessen wird ausge-
gangen. Eine Kombination aus Dach-
grün und PV ist demnach auch bei 
Verwendung von PVT-Kollektoren 
zu ermöglichen. Auch hier gilt die ab-
gestimmte Kombinationsmöglichkeit: 
Über der begrünten Dachfläche sind 
schräg aufgeständert Solaranlagen 
mit größtmöglicher installierter Leis-
tung zu realisieren. Dabei dürfen die 
Solarmodule bzw. –kollektoren in 
senkrechter Projektion von oben auf 
das Dach maximal die Hälfte der be-
grünten Fläche überdecken. 
Diese Kombinationsmöglichkeit gilt 
auch für den dritten Absatz des Unter-
kapitels und ist entsprechend einzufü-
gen. 
 

Die Forderung, dass nur die Hälfte 
der Dachfläche in der senkrechten 
Projektion überdeckt sein darf, ver-
hindert die Umsetzung des gewähl-
ten bzw. abgestimmten Energiekon-
zepts und steht somit im Wider-
spruch zur regenerativen Wärmever-
sorgung und Klimaneutralität des 
Plangebiets. Um den Wärmebedarf 
zu decken, muss die zur Verfügung 
stehende Dachfläche im der Ge-
meinbedarfsfläche und im WR1 voll-
ständig mit PVT-Modulen belegt 
werden. 
 
Eine Verringerung der Modulanzahl, 
sodass die Forderung eingehalten 
werden kann, würde eine erhebliche 
Reduktion des regenerativen Wär-
meanteils von ca. 80 % auf ca. 45 % 
bedeuten. Über die Hälfte des Wär-
medarfs müsste mit fossilen Ener-
gieträgern (Erdgas) abgedeckt wer-
den. 
 
Zusätzliche Flächen, die dieses Defi-
zit ausgleichen könnten, stehen nicht 
zur Verfügung. Eine Anbringung der 
PVT-Kollektoren an der Gebäude-
fassade ist aufgrund der statischen 
(Gewicht) und optischen (auf-
wendige Verrohrung, bis zu 3 x DN 
100) Herausforderungen nicht wirt-
schaftlich darstellbar. 
 
Eine ebenfalls durch die Forderung 
notwendige Verringerung der Anzahl 
der PV-Module auf den Dächern 
WR2 steht dem Bestreben nach ei-
ner autarken Stromversorgung ent-
gegen. Die je Dach zur Verfügung 
stehende Dachfläche ist für die pho-
tovoltaische Nutzung bei Mehrfamili-
enhäusern sehr gering. Im WR2 wird 
eine in der Jahresbilanz autarke 
Stromversorgung bereits nur bei ei-
ner vollständigen Belegung der nutz-
baren Dachfläche und unter An-
nahme niedriger Stromverbräuche 
der Bewohnenden (2000 kWh/ a pro 

teilweise 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Wohnung) erreicht. Dabei überde-
cken die hoch aufgeständerten PV-
Module ca. 80 % der begrünten Flä-
che. Eine Verringerung auf 50 % 
würde bedeuten, dass nur noch ca. 
zwei Drittel des Strombedarfs autark 
gedeckt werden können, was aus 
ökologischer und sozialer Sicht nicht 
zu vertreten ist. 
 

Der letzte Absatz ist ebenfalls anzu-
passen: „Auf 40 % 20 % der Dachflä-
chen können Dachterrassen, techni-
sche Aufbauten, Attiken und nicht 
brennbare Abstandsstreifen ohne Be-
grünung herstellt werden. Der Begrü-
nungsanteil ist abhängig von der 
Dachflächengröße“. Entsprechende 
Anpassungen gelten ebenfalls für 
Seite 19 sowie den Textteil. 
 

Die Forderung, dass maximal 20 % 
der Dachfläche für technische Auf-
bauten und die Attika zur Verfügung 
stehen, ist selbst mit einer ambitio-
nierten Dachbelegung nicht einhalt-
bar. Der Begrünungsanteil variiert in 
Abhängigkeit der Größe der Dachflä-
che. Allein durch die baukonstruktive 
Ausbildung der Attika (b=60cm) so-
wie des technisch notwendigen um-
laufenden Kiesstreifens (b=50cm) 
werden nach Prüfung bereits ca. 
28% der Dachfläche in Anspruch ge-
nommen. Durch die Ausführung ei-
nes baurechtlich notwendigen Ober-
lichts als Rauchabzug und Dachaus-
stieg zur Wartung und Pflege sowie 
durch Dachdurchführungen (z.B. 
Schmutzwasserentlüftung) verringert 
sich der Begrünungsanteil weiter, 
sodass die im Textteil festgesetzte 
Dachbegrünung mit einem Begrü-
nungsanteil der Dachfläche von 60% 
eine realistische Größenordnung 
darstellt.  
Die Begrünung von Dachflächen hat 
einen positiven Effekt auf das lokale 
Mikroklima. Es wird die Auffassung 
vertreten, dass diese Begrünung am 
Standort des Bauvorhabens, einer 
durchgrünten Wohngegend, in un-
mittelbarer Nähe zum Höhenpark 
Killesberg, in der Abwägung zurück-
stehen könnte gegenüber der Um-
setzung des ambitionierten Energie-
konzepts, das mit einem regenerati-
ven Anteil von > 80 % einen wichti-
gen Beitrag zur Energiewende und 
zur Abkehr von fossilen Energien 
darstellt.    

nein 
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sichtigung 

Das auf den Dächern im GB und 
WR1 positionierte Lüftungsgerät und 
die dazugehörigen Leitungen sind 
ein wichtiger Baustein für die effizi-
ente Nutzung von Wärmeenergie im 
Quartier und tragen somit zur Kli-
maneutralität bei. Denn eine maschi-
nelle Lüftung ermöglicht, im Gegen-
satz zur Fensterlüftung, eine Wär-
merückgewinnung aus der abgeführ-
ten Raumluft. Die dafür notwendigen 
Lüftungsgeräte können, aufgrund 
des eingeschränkten Platzangebots 
durch die diversen Nutzungen des 
Mehrgenerationenquartiers (Woh-
nungen, Parkflächen, Gewerbebe-
trieb Pflegeheim, Kindertagesstätte, 
Begegnungsorte, etc.), nur teilweise 
im Gebäude integriert werden. Au-
ßerdem erlaubt die kompakte Größe 
und exponierte Lage des Quartiers 
keine ebenerdige Aufstellung im Au-
ßenbereich. 
 

Um den auf Seite 25 genannten klima-
spezifischen Minimierungsmaßnah-
men gerecht zu werden, ist zusätzlich 
eine Fassadenbegrünung anzubrin-
gen. Dies ist ebenfalls im SIM gefor-
dert. Hierbei sind insbesondere son-
nenexponierte Fassadenflächen zu 
begrünen. Ein entsprechender Absatz 
ist sowohl in diesem Dokument als 
auch im Textteil einzufügen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Durch die Überplanung sind insge-
samt 45 Bäume abgängig, darunter 
werden 23 Bäume mit über 80 cm 
Stammumfang bzw. 50 cm Stamm-
umfang bei mehrstämmigen Gehöl-
zen von der Baumschutzsatzung der 
Landeshauptstadt Stuttgart erfasst. 
Es ergibt sich ein Ersatzbedarf von 
insgesamt 39 Bäumen, die im Plan-
gebiet als Pflanzgebot festgesetzt 
wurden. Zusätzlich werden im Plan-
gebiet weitere 10 Baumstandorte 
festgesetzt. Die hohe Anzahl an 
Bäumen (insgesamt 49 Neupflan-
zungen) dient neben der Fassaden-
begrünung als zusätzliche grünord-
nerische Maßnahme. 
 
Die Fassadenbegrünung erfolgt ent-
lang der Ostfassade in der Gemein-
bedarfsfläche sowie entlang der 
Hanggeschosszone im geplanten 
Anger. 
Die Fassadenbegrünung und die 
hohe Anzahl an insgesamt 49 
Neupflanzungen wirken sich damit 
günstig auf das Lokalklima und die 

ja 
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lufthygienische Situation aus. Dar-
über hinaus wird das Stadt- und 
Landschaftsbild insbesondere ent-
lang der Ostfassade im GB und im 
Wohn-Anger positiv beeinflusst.   

Auf Seite 25 ist unter „Lufthygiene“ der 
erste Absatz zu ersetzen durch 
„Die Immissionsgrenzwerte der Ver-
ordnung über Luftqualitätsstandards 
und Emissionshöchstmengen (39. 
BImSchV) werden für Stickstoffdioxid 
(NO2 >24μg/m³, Grenzwert 40 μg/m³) 
und Feinstaub (PM10 >19 μg/m³, 
Grenzwert 40 μg/m³) eingehalten für 
Stickstoffdioxid (NO2) und Feinstaub 
(PM10) – jeweils 40 μg/m³ im Jahres-
mittel – eingehalten.“ 
 

Die Begründung wurde entspre-
chend aktualisiert. 
 

ja 

Verkehrslärm  
In der Lärmuntersuchung und im Be-
bauungsplan sind unsere Belange 
ausreichend dargestellt. Allerdings, 
auch wenn im Plangebiet maximal der 
Lärmpegelbereich I besteht (laut Lär-
muntersuchung), sind Schallschutz-
fenster, die dem aktuellen Stand der 
Bautechnik entsprechen, einzuplanen. 
Der aktuelle Stand der Bautechnik 
entspricht einem Schalldämmaß von 
ca. 32 dB(A) bzw. Fenster der Schall-
schutzklasse II. 
 

 
Kenntnisnahme. 

 
--- 

Energie  
Energiestandard:  
Es wird empfohlen, zukünftige Neu-
bauten als Plusenergiegebäude oder 
als klimaneutrale Gebäude zu errich-
ten. Als Mindestanforderungen kön-
nen die vom Gemeinderat der Landes-
hauptstadt Stuttgart beschlossenen 
Energiestandards dienen. 
 

 
 
Die Gebäude des Quartiers werden 
im Effizienzhaus-40-Standard mit ei-
nem Anteil von ca. 80 % regenerati-
ver Wärmedeckung errichtet. Eine in 
der Jahresbilanz autarke Stromver-
sorgung des Quartiers ist möglich. 
 
Die Forderungen zum begrünten An-
teil der Dachfläche stehen dem 
Energiekonzept jedoch entgegen 
(siehe Stellungnahme zu Solaranla-
gen). 
 

 
 

teilweise 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Solaranlagen: 
Es wird empfohlen, folgenden Text in 
den Festsetzungen aufzunehmen: 
Alle unverschatteten, nach Süden, 
Westen oder Osten orientierten Dach-
flächen, sind unabhängig von der 
Dachform (Sattel-, Walm-, Krüppel-
walm- oder Pultdach) mit Solaranla-
gen auszustatten. Diese Solaranlagen 
sind dauerhaft zu erhalten. Flachdä-
cher und flach geneigte Dächer bis 
15° sind flächig mit Dachbegrünung 
und unabhängig von ihrer Ausrichtung 
in allen unverschatteten Bereichen mit 
Solaranlagen auszustatten. Beides ist 
dauerhaft zu erhalten. Dabei sind fol-
gende Vorgaben einzuhalten: 
-  Über der begrünten Dachfläche sind 
schräg aufgeständert Solaranlagen 
mitgrößtmöglicher 
installierter Leistung zu realisieren. 
Dabei dürfen die Solarmodule 
bzw. -kollektoren in senkrechter Pro-
jektion von oben auf das Dach maxi-
mal die Hälfte der begrünten Fläche 
bedecken. 
- Wenn die Dachfläche nicht vollstän-
dig für Solaranlagen und Begrünung 
zur Verfügung steht, sind folgende 
Nutzungen zulässig: technische Auf-
bauten, Dachterrassen, Attika und 
nicht brennbare Abstandsstreifen auf 
maximal 20 % der Fläche nach Dach-
aufsichtsplan. Eine Befreiung von die-
sen Vorgaben ist möglich bei nachge-
wiesener technischer Unmöglichkeit 
oder wirtschaftlicher Unrentabilität. 
 
Bei städtebaulichen Verträgen und 
Kaufverträgen müssen laut GRDrs 
1493/2019 die oben genannten Ener-
giestandards und Solaranlagen gefor-
dert werden. Deshalb bitten wir in die-
sen Fällen um Beteiligung. 
 

 
Die Forderung, dass maximal 20 % 
der Dachfläche für technische Auf-
bauten und die Attika zur Verfügung 
stehen, ist selbst mit einer ambitio-
nierten Dachbelegung nicht einhalt-
bar. Der Begrünungsanteil variiert in 
Abhängigkeit der Größe der Dachflä-
che. Allein durch die baukonstruktive 
Ausbildung der Attika (b=60cm) so-
wie des technisch notwendigen um-
laufenden Kiesstreifens (b=50cm) 
werden nach Prüfung bereits ca. 
28% der Dachfläche in Anspruch ge-
nommen. Durch die Ausführung ei-
nes baurechtlich notwendigen Ober-
lichts als Rauchabzug und Dachaus-
stieg zur Wartung und Pflege sowie 
durch Dachdurchführungen (z.B. 
Schmutzwasserentlüftung) verringert 
sich der Begrünungsanteil weiter, 
sodass die im Textteil festgesetzte 
Dachbegrünung mit einem Begrü-
nungsanteil der Dachfläche von 60% 
eine realistische Größenordnung 
darstellt.  
Die Begrünung von Dachflächen hat 
einen positiven Effekt auf das lokale 
Mikroklima hat. Es wird die Auffas-
sung vertreten, dass diese Begrü-
nung am Standort des Bauvorha-
bens, einer durchgrünten Wohnge-
gend, in unmittelbarer Nähe zum Hö-
henpark Killesberg, in der Abwägung 
zurückstehen könnte gegenüber der 
Umsetzung des ambitionierten Ener-
giekonzepts, das mit einem regene-
rativen Anteil von > 80 % einen 
wichtigen Beitrag zur Energiewende 
und zur Abkehr von fossilen Ener-
gien darstellt.    
 
Das auf den Dächern im GB und 
WR1 positionierte Lüftungsgerät und 
die dazugehörigen Leitungen sind 
ein wichtiger Baustein für die effizi-
ente Nutzung von Wärmeenergie im 
Quartier und tragen somit zur Kli-
maneutralität bei. Denn eine maschi-
nelle Lüftung ermöglicht, im Gegen-

 
teilweise 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

satz zur Fensterlüftung, eine Wär-
merückgewinnung aus der abgeführ-
ten Raumluft. Die dafür notwendigen 
Lüftungsgeräte können, aufgrund 
des eingeschränkten Platzangebots 
durch die diversen Nutzungen des 
Mehrgenerationenquartiers (Woh-
nungen, Parkflächen, Gewerbebe-
trieb Pflegeheim, Kindertagesstätte, 
Begegnungsorte, etc.), nur teilweise 
im Gebäude integriert werden. Au-
ßerdem erlaubt die kompakte Größe 
und exponierte Lage des Quartiers 
keine ebenerdige Aufstellung im Au-
ßenbereich. 
 

Industrie- und Handelskammer Re-
gion Stuttgart 
(Schreiben vom 21. April 2022) 
 
Die Aufstellung des Plans dient der 
qualifizierten Nachverdichtung im 
Rahmen der Innenentwicklung und 
hier nicht zuletzt auch zur Schaffung 
zusätzlichen Wohnraums. Die gegen-
wärtige Gewerbe- und Wohnflächensi-
tuation in Stuttgart und der Region 
wird von vielen Unternehmen zuneh-
mend als Standortnachteil wahrge-
nommen, denn eine positive wirt-
schaftliche Entwicklung geht einher 
mit steigenden Flächenbedarfen. Dies 
gilt nicht allein für Gewerbeflächen, 
sondern auch für Flächen für den 
Wohnungsbau, um insbesondere drin-
gend gesuchten und vielfach von aus-
wärts kommenden Fachkräften und ih-
ren Familien bezahlbaren Wohnraum 
bieten zu können.  
Daher beurteilen wir das Planvorha-
ben grundsätzlich positiv und halten 
auch die partielle Überschreitung der 
Orientierungswerte für das Maß der 
baulichen Nutzung für vertretbar.  
 
Die mit einer solchen Innenverdich-
tung regelmäßig einhergehenden zu-
sätzlichen Anforderungen an die Er-
schließung wurden hier im Rahmen 
des Verkehrsgutachtens des Büros 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- 
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BS Ingenieure geprüft und die Auswir-
kungen auf das Straßennetz im Um-
kreis (insb. Knoten Lenbachstraße/An-
schluss „Haus auf dem Killesberg“) 
auch für die HVZ geprüft. Das Be-
standsnetz scheint danach hinrei-
chend dimensioniert zu sein, damit es 
nicht zu signifikant negativen Auswir-
kungen kommt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dennoch weisen wir darauf hin, dass 
nicht zuletzt bei der Innenerschließung 
- speziell für die Versorgungsfläche im 
Bereich des Generationenplatzes - be-
rücksichtigt werden sollte, dass für die 
Entsorgung auch größere Fahrzeuge 
(12 bis 18 Tonnen zulässiger Gesamt-
masse) zum Einsatz kommen und in-
sofern infrastrukturell berücksichtigt 
werden müssen. Dadurch bestimmt 
sich die Dimensionierung der notwen-
digen Logistikflächen sowie der Zu-
fahrt dorthin. Diese Notwendigkeit be-
steht hier in gleicher Weise für die Zu-
fahrt zum Nachbargrundstück (Versor-
gungsfläche - bestehender Wasserbe-
hälter der EnBW).  
 
Die ausnahmsweise Gestattung von 
Läden und nicht störenden Hand-
werksbetrieben, die zur Deckung des 
täglichen Bedarfs der Bewohner des 
Gebiets dienen, findet vorbehaltlos die 
Zustimmung der IHK, da diese Rege-
lung die Grundzüge des Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes der Lan-
deshauptstadt berücksichtigt und auch 
der anstehenden Fortschreibung nicht 
entgegenstehen wird. Für Informatio-
nen über den weiteren Verlauf der 
Planungen wären wir Ihnen dankbar. 
 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird entsprechend verfahren. 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja 

Verkehrs- und Tarifverbund Stutt-
gart GmbH  
(Schreiben vom 21. April 2022) 
 
In der Begründung des Bebauungs-
plans wird an zwei Stellen (Ziffer 1.2 
und Ziffer 3.6) darauf verwiesen, dass 
das Plangebiet mit der Haltestelle "Kil-
lesberg" an den ÖPNV angebunden 

 
 
 
 
Berücksichtigung. 
Die Begründung wurde entspre-
chend aktualisiert.  
Das Anbindungsdefizit des Plange-
biets sowie seiner Umgebung an 
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sei. Nach den Vorgaben des Nahver-
kehrsplans (NVP) der LH Stuttgart gel-
ten jedoch Siedlungsbereiche, die wei-
ter als 500 m von einer Bushaltestelle 
oder weiter als 600 m von einer Stadt-
bahn-Haltestelle entfernt liegen, als 
nicht erschlossen. Das bestehende 
Erschließungsdefizit im Bereich Fle-
ckenweinberg/Lenbachstraße ist auch 
in der im Jahr 2021 im Auftrag der LH 
Stuttgart durchgeführten Ortsbus-Un-
tersuchung nochmals bestätigt wor-
den. Die sporadische Bedienung des 
Siedlungsgebiets an einzelnen 
Wochentagen durch den privatwirt-
schaftlich organisierten Ortsbus Feu-
erbach kann diesen Mangel nicht aus-
gleichen. Das Bauvorhaben, das ja 
gerade im Hinblick auf seine Zweck-
bestimmung eine gute Anbindung 
an das Nahverkehrsnetz verdient 
hätte, sollte deshalb von der Landes-
hauptstadt Stuttgart zum Anlass ge-
nommen werden, die mangelhafte 
ÖPNV-Erschließung zu beseitigen. 
Die besagte Ortsbus-Untersuchung 
kommt zu dem Ergebnis, dass der 
Feuerbacher Quartierbus mit ca. 
9.000 Fahrgästen pro Jahr ein relativ 
hohes Fahrgastaufkommen hat. Die 
Schaffung einer regulären Linienbus-
Bedienung des Gebiets mit Kleinbus-
sen und einer Anbindung an das über-
geordnete ÖPNV-Netz (S-Bahn, 
Stadtbahn) ist daher zu empfehlen. 
 

den ÖPNV kann nicht im Rahmen 
laufenden Bebauungsplanverfahren 
beseitigt werden.  
Kurz- bis mittelfristig sind Gespräche 
bzw. Abstimmungen mit den ortsan-
sässigen Busunternehmen und der 
LHS Stuttgart zu führen. Diese sind 
nicht Bestandteil des Bebauungs-
planverfahrens. 

Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 22. April 2022) 
 
Um die im B-Plan beschriebenen Ziele 
und Zwecke zu erfüllen, sind vor der 
geplanten Neubebauung unsere im 
Baufeld befindliche Anlagen (Wasser, 
Telekommunikation und Stromanla-
gen) zu verlegen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
Im Rahmen der weiteren Planung 
wird mit der Netze BW Kontakt auf-
genommen. 
 

 
 
 

--- 
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sichtigung 

Weiterhin sind im Zuge der geplanten 
Erschließung des Plangebietes mit 
Wasser, Gas, Telekommunikationsan-
lagen (NetCom) und Strom umfangrei-
che Netzerweiterungen notwendig. 
 

Kenntnisnahme. 
 

 

Bei der Ausarbeitung des Bebauungs-
plans (Planteils) gehen wir davon aus, 
dass sich unsere Anlagen 
zukünftig teilweise auf Konzessionsflä-
chen sowie auch auf Flächen außer-
halb des Konzessionsvertrags 
befinden. Daher bitten wir Sie für die 
Leitungsanlagen einschließlich der 
Schutzstreifen sowohl im Plan- als 
auch im Textteil ein Leitungsrecht zu 
Gunsten des örtlichen Versorgers auf-
zunehmen. Weiterhin sind unsere An-
lagen in den nicht öffentlichen Flächen 
grundbuchrechtlich abzusichern, d. h. 
wir benötigen vor Baubeginn eine b. p. 
Dienstbarkeit für die jeweilige Gesell-
schaft. Für Leitungsanlagen, die sich 
zukünftig auf städtischer Fläche (keine 
Verkehrsflächen) befinden, ist ein Ge-
stattungsvertrag zwischen der Stadt 
Stuttgart und dem zuständigen Lei-
tungsbetreiber abzuschließen. 
 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Bauausführung sind 
zwischen der Netze BW und der 
Vorhabenträgerin Abstimmungsge-
spräche erforderlich. 
Ein Leitungsrecht im Bebauungsplan 
ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 

--- 
 
 
 
 
 
 
 

nein 

Für den Fall, dass im nördlichen Gel-
tungsbereich keine öffentliche Ver-
kehrsfläche ausgewiesen wird, benöti-
gen wir für den ordnungsgemäßen Be-
trieb unseres Wasserbehälters sowie 
der Netzstation, ein eingetragenes 
Fahrrecht mit einer Mindestbreite von 
5,50 m. Wir bitten Sie, dieses Recht 
ebenso im Planteil sowie im Textteil 
mit aufzunehmen. Aus Gründen der 
Versorgungssicherheit benötigen 
die Netze BW Wasser jederzeit (24/7) 
Zufahrt zum Trinkwasserbehälter. 
 

Die Stichstraße (öffentliche Ver-
kehrsfläche) im nördlichen Bereich 
Richtung Westen (EnBW-Gelände) 
erhält eine Wendemöglichkeit für 
PKW´s sowie einen begleitenden 
Fußweg (Straße 3,05 m; Gehweg 
1,5 m; Höhenunterschied 3 cm) 
 

ja 

Im Zusammenhang mit unserer Stel-
lungnahme zum Bebauungsplan wei-
sen wir noch darauf hin, dass eine 
ordnungsgemäße Änderung unseres 
Versorgungsnetzes mit zumutbarem 

Die bestehenden Leitungen und Ka-
näle werden im Rahmen der Bau-
ausführung zum Teil stillgelegt bzw. 
teilweise verlegt.  

nein 
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Aufwand nur möglich ist, wenn fol-
gende Voraussetzungen geschaffen 
sind: 
 
- Die Straßengestaltung ist für unsere 
Leitungstrassen einschließlich Schutz-
streifen und Zufahrt 
zum Trinkwasserbehälter ausreichend 
zu bemessen. 
- Das bestehende Gehrecht im Zu-
fahrtsbereich des Hochbehälters muss 
im Falle einer nicht öffentlichen Flä-
chenausweisung auch künftig beste-
hen bleiben, um den Trinkwasserbe-
hälter sicher betreiben zu können. 
- Unsere Leitungstrassen im nicht öf-
fentlichen Grund sind vor Baubeginn 
grundbuchrechtlich abzusichern. 
- Die derzeitigen Grundstücksgrenzen 
unterscheiden sich zum jetzigen Plan-
stand. Die Ausweisung unserer Fläche 
als Wohnfläche erfolgt nur unter der 
Prämisse, dass der geplante 
Grundstückstausch mit der Stadt 
Stuttgart vollzogen wird. 
- Die Möglichkeit der Oberflächenwas-
serableitung im südlichen Bereich un-
seres Grundstückes mit dem aktuellen 
Entwässerungskanal muss mit einer 
eingetragenen Dienstbarkeit zu Guns-
ten der Netze BW Wasser GmbH ge-
währleistet sein. 
- Für die Umlegung der verschiedenen 
Leitungen ist vorab eine Kostenüber-
nahmeerklärung 
vorzulegen. 
 

Im Rahmen der Bauausführung sind 
zwischen der Netze BW und der 
Vorhabenträgerin Abstimmungsge-
spräche erforderlich. 
Ein Leitungsrecht im Bebauungsplan 
ist nicht erforderlich, weil die Verle-
gung innerhalb öffentlicher Flächen 
stattfindet. 
 

Im Zuge der Koordinierungsgespräche 
mit der Bauherrschaft/ Erschließungs-
träger ergab sich eine Änderung der 
Abmaße der Netzstation, die der V-
Fläche im nordwestlichen Geltungsbe-
reich zugrunde liegt. In diesem Zu-
sammenhang wird die Drehung der V-
Fläche um 90° geprüft. Die Maße der 
Netzstation betragen 6 m x 3 m. Wei-
terhin weisen wir auf die im B-Plan 
ausgewiesene HbA2 von 394 m ü NN 
hin. Laut den technischen Regeln des 
Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches e.V. (DVGW W400-1) 

Kenntnisnahme. 
Im Rahmen der weiteren Planung 
wird mit der Netze BW Kontakt auf-
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- 
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reicht der vorherrschende Druck zur 
Versorgung eines Gebäudes mit ei-
nem Erdgeschoss + einem Oberge-
schoss aus. Für die darüberhinausge-
hend geplanten Geschosse wird eine 
Druckerhöhungsanlage benötigt. 
Nach der im Bebauungsplan vorlie-
genden Geschossflächenzahl (GFZ) 
ist nach dem Arbeitsblatt W405 ein 
Grundschutz von 48 m³/h ausrei-
chend. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Unsere Leitungen dürfen nicht mit 
Bäumen überpflanzt werden. Die im 
B-Plan-Entwurf dargestellten Baum-
standorte entsprechen unseres Erach-
tens nicht mehr dem aktuellen Be-
stand und sind entsprechend den Ge-
gebenheiten vor Ort anzupassen. Bei 
eventuell geplanten Baumstandorten 
sind die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik und den zu Grunde 
liegenden Abstandsregelungen nach 
DVGW GW 125 einzuhalten. Baum-
standorte sind mit uns abzustimmen. 
Sind Leitungsumlegungen auf Grund 
von geplanten Bäumen notwendig, so 
richten sich die Kosten der Umlegung 
nach den derzeit gültigen Verträgen. 
 

Im Textteil des Bebauungsplans 
wurde ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 
 

ja 

Gleichwohl sollte nach Maßgabe der 
andauernden Koordinierungsbespre-
chungen zwischen den zuständigen 
Fachplanern und den Leitungsträgen 
die weiteren Planungsfortschritte, wie 
konkrete Angaben zum Schutzstreifen 
und die finale Erschließung der Wohn-
bebauung mit entsprechenden Lei-
tungsrechten in die Ausgestaltung des 
Bebauungsplans miteinfließen. 
 

Ein Leitungsrecht im Bebauungsplan 
ist nicht erforderlich, weil die Verle-
gung innerhalb öffentlicher Flächen 
stattfindet. 
 
Es wurden Hinweise zu unterirdi-
schen Leitungen in den Textteil des 
Bebauungsplans aufgenommen. 
 

nein 
 
 
 
 

ja 

Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 21 - Raumordnung, Bau-
recht, Denkmalschutz 
(Schreiben vom 12. Mai 2022) 
 
Es handelt sich nach dem von Ihnen 
vorgelegten Formblatt um einen entwi-
ckelten Bebauungsplan. 
Nach dem Erlass des Regierungsprä-
sidiums vom 11.03.2021 erhalten Sie 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

--- 
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keine Gesamtstellungnahme des Re-
gierungspräsidiums. Die von Ihnen be-
nannten Fachabteilungen nehmen - 
bei Bedarf - jeweils direkt Stellung. 
 
Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht bestehen 
keine Bedenken. Das Vorhaben wird 
begrüßt. 
 
Es wird ergänzend darauf hingewie-
sen, dass insbesondere § 1 Abs. 3 bis 
Abs. 5 BauGB sowie § 1a Abs. 2 
BauGB zu beachten sind. Diesen Re-
gelungen sind in der Begründung an-
gemessen Rechnung zu tragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannten Rechtsgrundlagen 
wurden im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens beachtet und in der 
Begründung Rechnung getragen. 
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Hinweis: 
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits 
geschehen - um Beachtung des Erlas-
ses zur Koordination in Bauleitplanver-
fahren vom 11.03.2021 mit jeweils ak-
tuellem Formblatt (abrufbar unter 
https://rp.baden-wuerttemberg. de/the-
men/bauen/bauleitplanung/). 

  

 
Zur Aufnahme in das Raumordnungs-
kataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG 
gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine 
Fertigung der Planunterlagen in digita-
lisierter Form an das Postfach Koordi-
nationBauleitplanung@rps.bwl.de<Ko-
ordinationBauleitpla-
nung@rps.bwl.de%20> zu senden. 
Die Stadtkreise und großen Kreis-
städte werden gebeten, auch den Be-
kanntmachungsnachweis digital 
vorzulegen. 
 

 
Kenntnisnahme. 
Es wird entsprechend verfahren. 
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Von folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gingen  
keine Stellungnahmen ein:  
- BUND Regionalverband Stuttgart 
- Deutsche Telekom AG T-Com 
- Landesnaturschutzverband Region Stuttgart 
- NABU Stuttgart e. V. 
- Naturschutzbeauftragter der Stadt Stuttgart 
- Stuttgarter Straßenbahnen AG 
- Unitymedia  
 

https://rp.baden-wuerttemberg/

